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Unterrichtung 
durch das Europäische Parlament 

Entschließung zur schnelleren Verwirklichung des wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalts 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT — 

A. äußerst beunruhigt über die Beschlüsse des Rats der Minister 
für soziale Angelegenheiten vom 30. Oktober 1989 betreffend 
die Charta der sozialen Grundrechte, 

B. in der Erwägung, daß es unerläßlich ist, daß die soziale 
Dimension des Binnenmarkts innerhalb der Frist verwirklicht 
wird, die für die Vollendung des Binnenmarkts selbst festge-
legt worden ist, 

C. in der Erwägung, daß die Diskussion und der Entscheidungs-
prozeß im Hinblick auf die soziale Dimension durch das Feh-
len des angekündigten Aktionsprogramms der Kommission 
ernsthaft beeinträchtigt werden, 

D. äußerst beunruhigt über das vollständige Fehlen der ökologi-
schen Dimension des Binnenmarkts, 

E. in der Erwägung, daß es unerläßlich ist, daß die ökologische 
Dimension des Binnenmarkts innerhalb der Frist verwirklicht 
wird, die für die Vollendung des Binnenmarkts selbst festge-
legt worden ist, 

1. hält die dem Rat derzeit vorliegende Charta der sozialen 
Grundrechte für das Zustandekommen der erforderlichen 
sozialen Dimension für absolut unzureichend; 

2. kritisiert aufs schärfste das Fehlen von Vorschlägen von Korn-
mission und Rat für ökologische Randbedingungen für den 
Binnenmarkt; 

3. befürchtet, daß der Binnenmarkt auf ökonomische und finan-
zielle Aspekte beschränkt zu werden droht; 

4. bekräftigt erneut seinen Beschluß vom 14. September 1989, 
seine Beteiligung an der Vollendung des Binnenmarkts von 

Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments — 31891 — vom 7. Dezember 1989. 

Das Europäische Parlament hat die Entschließung in der Sitzung am 22. November 1989 angenommen. 
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einer Verbesserung der Charta der sozialen Grundrechte, 
einem zweckentsprechenden Aktionsprogramm sowie öko-
logischen Randbedingungen für den Binnenmarkt abhängig 
zu machen; 

5. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der Kom-
mission, dem Rat und den Parlamenten der Mitgliedstaaten zu 
übermitteln. 


